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� Mangelhafte Projektsteuerung 
als Einfallstor für eine werkver-
tragliche Haftung
 
OLG Schleswig-Holstein, Urteil vom 25. März 
2020, Az.: 12 U 162/19 

 
Die Projektsteuerung ist grundsätzlich eine werk-
vertragliche Leistung, die entsprechende Sorg-
faltspflichten und Haftung nach sich zieht. 

Im zugrunde liegenden Fall hatte der 
beauftragte Architekt die Steuerung des Baupro-
jekts übernommen. Im Anschluss wurden Fenster 
verbaut, deren Mangelhaftigkeit optisch erst spä-
ter erkennbar war. Der Bauherr nahm den Archi-
tekten wegen der Verletzung seiner Planungs- und 
Überwachungsverpflichtung in Anspruch.  

Das Gericht hält in Fortführung der 
ständigen Rechtsprechung zunächst fest, dass 
zwischen dem Besteller und dem Architekten ein 
Projektsteuerungsvertrag zu Stande gekommen 
war, in dem der Architekt entsprechend beauftragt 
wurde. Für die Einordnung des Projektsteuerungs-
vertrages als Dienst- oder Werkvertrag kommt es 
darauf an, ob ein Erfolg geschuldet ist. Bei der Ver-
einbarung einer „Projektsteuerung“ oder einer 
„technischen Bauüberwachung“ steht nach Auf-
fassung des Gerichts die Kontroll- und Organisati-
onsleistung unter Wahrnehmung von Führungs-
und Leitungsfunktionen im Vordergrund. Dement-
sprechend sei regelmäßig ein Erfolgselement prä-
gend und es liege ein Werkvertrag vor. Wenn es da-
gegen an der Erfolgsbezogenheit fehlt, kann im 
Einzelfall auch ein Dienstvertrag vorliegen. 

Im entschiedenen Fall konnte der Klä-
ger allerdings die Verletzung einer Pflicht aus dem 
Projektsteuerungsvertrag nicht beweisen. Der ge-
führte Anscheinsbeweis scheiterte daran, dass der 
Kläger keinen typischen Geschehensablauf dar-
stellen konnte. Nach der Rechtsprechung ist es 
nach dem Anscheinsbeweis erlaubt, bei einem ty-
pischen Geschehensablauf den Nachweis eines 
ursächlichen Zusammenhanges oder eines 
schuldhaften Verhaltens auch ohne exakte Tatsa-
chengrundlage aufgrund von Erfahrungssätzen zu 
führen. Im entschiedenen Fall konnte ein solcher 
jedoch nicht nachgewiesen werden. 

 
Fazit:  
Die Transaktionspraxis darf einzelne zwischen 
dem Verkäufer / Bauherren und dem Besteller zu 
Stande gekommene Verträge nicht übersehen, ins-
besondere im Share Deal. Hierbei darf insbeson-
dere nicht übersehen werden, dass Verträge auch 
mündlich zustande kommen können. Andernfalls 
werden unbewusst Einfallstore für Haftungen er-
öffnet, die neben den üblicherweise vereinbarten 
Haftungsausschlüssen „im Übrigen“ in Transakti-
onsverträgen existieren. Ferner bietet es sich an, 
diesen Vertrag nicht nur mündlich gelten zu las-
sen, sondern ihm ein schriftliches Kleid zu geben 
und diesen so auszuformen, dass die Haftungsrisi-
ken minimiert werden. 
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� Kostenzuweisung an Unterge-
meinschaft gilt im Zweifel umfas-
send
 
BGH, Urteil vom 26. Juni 2020, Az.: V ZR 199/19 

 
Sind einzelne Gebäude einer Mehrhausanlage laut 
Teilungserklärung kosten- und verwaltungsmäßig 
wie real geteilte Grundstücke zu behandeln, so gilt 
dies im Zweifel umfassend. 

In einem vom BGH zu entscheidenden 
Fall streiten die Wohnungseigentümer einer Mehr-
hausanlage über Sanierungskosten. Die Anlage 
besteht aus vier Häusern (A bis D) und einer Tief-
garage. Haus C ist ein sanierter Altbau, die übrigen 
Gebäude, wie auch die Tiefgarage, wurden neu er-
richtet. Die Teilungserklärung regelt unter ande-
rem, dass die einzelnen Häuser einschließlich Tief-
garage verwaltungs- und instandhaltungsmäßig so 
behandelt werden sollen, als handle es sich um 
real geteilte Grundstücke. Lediglich die Allgemein-
flächen und die allen Gebäuden dienenden Ver- 
und Entsorgungsleitungen sollen von allen Eigen-
tümern gemeinsam verwaltet werden. Die laufen-
den Lasten, die Kosten „späterer Instandsetzungs-
maßnahmen“ und die Instandhaltungsrücklage 
sollen wiederum in den Zuständigkeitsbereich der 
jeweiligen Verwaltungseinheit fallen. Als in Haus C 
Feuchtigkeitsschäden festgestellt wurden, be-
schloss die Eigentümerversammlung einen Sach-
verständigen zu beauftragen, welcher die Ursa-
chen erforschte und ein Sanierungskonzept er-
stellte. Die hierfür entstanden Kosten i. H. v. 
EUR 18.000 sollten aus der Rücklage von Haus C 
beglichen werden. Dagegen erhob eine Eigentüme-
rin aus Haus C Anfechtungsklagte, da die Kosten 
für die Behebung anfänglicher Baumängel nach 
der Teilungserklärung von allen Eigentümern zu 
tragen seien und nicht nur von den Eigentümern 
der jeweiligen Untergemeinschaft. 

Die Vorinstanzen haben der Anfech-
tungsklage stattgegeben. Kosten, die für die erst-
malige mangelfreie Herstellung anfallen, seien von 
sämtlichen Eigentümern zu tragen. Dies sah der 
BGH nun anders, weshalb er die Urteile der Vo-
rinstanzen aufhob und die Anfechtungsklage ab-
wies. Seiner Ansicht nach sei es im Zweifel umfas-
send gemeint, wenn mehrere Gebäude einer WEG 

kosten- und verwaltungsmäßig so behandelt wer-
den sollen, als ob es sich um real geteilte Grund-
stücke handeln würde. Zurückzuführen sei dies 
insbesondere darauf, dass die Bildung einer ein-
heitlichen Wohneigentumsanlage trotz getrennter 
Gebäude anstelle der Realteilung des Grundstücks 
meistens keine freie Entscheidung ist. Regelmäßig 
ist dies aufgrund öffentlich-rechtlicher bzw. bau-
rechtlicher Gründe oder deshalb erforderlich, weil 
gemeinschaftliche Versorgungs- und Infrastruk-
tureinrichtungen vorhanden sind. Dennoch solle 
das Innenverhältnis der Wohnungseigentümer mit 
dem der Eigentümer realgeteilter Grundstücke 
kongruieren. Dies hat zur Folge, dass die Eigentü-
mer insgesamt jeweils für „ihren“ Baukörper zu-
ständig sind und das losgelöst von der Ursache der 
Mängel. 

Als weiteren Grund für seine Entschei-
dung führt der BGH an, dass die Verwaltungszu-
ständigkeit für das jeweilige Gebäude uneinge-
schränkt bei den jeweiligen Eigentümern der Un-
tergemeinschaft liege. Eine solche Verwaltungszu-
ständigkeit könne nämlich nur dann wirksam ver-
einbart werden, wenn deren Mitglieder für die 
durch ihre Verwaltungsmaßnahmen anfallenden 
Kosten im Innenverhältnis allein aufkommen müs-
sen. Ansonsten bestehe die Gefahr, dass die Mit-
glieder der jeweiligen Untergemeinschaften ohne 
weiteres Maßnahmen an ihrem Haus beschließen, 
die von allen Eigentümer der Wohneigentumsan-
lage zu tragen wären. 

 
Fazit:  
Um eine Aushöhlung der wirtschaftlichen Tren-
nung der Verwaltungseinheiten zu verhindern, ist 
die in Teilungserklärung enthaltene Kostenrege-
lung somit weit zu verstehen. Das bedeutet, dass 
vom Begriff Kosten „späterer Instandsetzungs-
maßnahmen“ auch solche Kosten umfasst sind, 
die für die Behebung anfänglicher Mängel anfal-
len.  
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